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Schriftlicher Bericht zu dem TOP 
 

„Digitalisierung im Justizvollzug – Wie ist der Stand bei dem 
Projekt der Einführung der elektronischen Gefangenenpersona-

lakte?“ 
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Die Konzeptionierung, Entwicklung und Einführung einer bundesweit einsetzbaren 
elektronischen Gefangenenpersonalakte (eGPA) ist wesentlicher Baustein einer (wei-
teren) Digitalisierung des Justizvollzugs und elementarer Bestandteil der in der Früh-
jahrssitzung des E-Justice-Rats (EJR) beschlossenen (bundesweiten) Digitalstrategie 
des Justizvollzugs, deren Maßgaben und Vorgaben die Leitplanken für Digitalisie-
rungsvorhaben im Justizvollzug – insbesondere auch des eGPA-Projekts – darstellen.  
 
Die Einführung der bundesweiten eGPA stellt einen umfassenden Transformations-
prozess dar und ist derzeit das mit Abstand größte und umfassendste IT-Projekt im 
Justizvollzug. Eine eGPA soll u.a. die Effizienz der Verwaltungs- und Vollzugsabläufe 
steigern, indem etwa manuelle Tätigkeiten entfallen, Informationen schneller verfügbar 
gemacht, Vorgänge standardisiert werden und auch eine automatisierte Fristenverwal-
tung ermöglicht werden soll. Die Konzeptionierung, Entwicklung und Einführung einer 
eGPA erfordert eine sorgfältige Planung, schrittweise Erprobung und Pilotierung, ziel-
gerichtete Schulungsmaßnahmen sowie ein strukturiertes Change-Management, um 
eine reibungslose Umstellung sicherzustellen und den Arbeitsalltag der JVA-Bediens-
teten nachhaltig zu unterstützen. 
 
Nordrhein-Westfalen hat federführend die Steuerung des bundesweiten eGPA-Pro-
jekts durch die Übernahme der Projektverantwortlichkeit einschließlich der Projektlei-
tung durch die Gestellung des hierzu erforderlichen Personals übernommen. Die fe-
derführende Rolle Nordrhein-Westfalens wird durch das Ministerium der Justiz (JM) 
ausgefüllt. Innerhalb des JM steuert die Abteilung IT das Projekt federführend und 
stimmt sich regelmäßig und eng mit der vollzuglichen Fachabteilung insbesondere we-
gen der fachlichen Anforderungen ab. Drei bei der Justizvollzugsanstalt Bielefeld-
Senne – IT-Leitstelle – angesiedelte Bedienstete (sog. eGPA-Beauftragte) wirken mit 
voller Arbeitskraft (insgesamt 3,0 AKA) im Projekt mit. Unterstützt wird das Projekt 
durch den Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen. 
 
Über den Projektstand wird regelmäßig gegenüber der Sachkommission für IT im Jus-
tizvollzug – deren Vorsitz wiederum Nordrhein-Westfalen innehat – als Arbeitsgruppe 
der Bund-Länder-Kommission für Informationstechnik in der Justiz sowie dem Straf-
vollzugsausschuss der Länder berichtet. 
 
Auf operativer Arbeitsebene tauschen sich die Bundesländer im Rahmen eines einge-
richteten Themenkreises eGPA regelmäßig zu dem Sachstand des Projekts und dem 
weiteren Vorgehen aus. In diesem Rahmen sind beispielsweise auch die in Hamburg 
innerhalb des Projekts HEUREKA 1.0 gewonnenen Erkenntnisse vorgestellt, erörtert 
und in die Überlegungen zur Konzeptionierung einer eGPA einbezogen worden. Die-
ses am 01.10.2024 begonnene hamburgische Projekt ist zum 31.03.2026 abgeschlos-
sen und nahtlos in das Projekt HEUREKA 2.0 (mit einer Projektlaufzeit bis zum 
31.12.2027) überführt worden. Ziel von HEUREKA 2.0 ist die praktische Umsetzung 
der Konzeptionen aus HEUREKA 1.0. Dabei werden u.a. die Umsetzung von digitalen 
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Gefangenenanträgen, eines digitalen Meldewesens sowie die Einführung eines Doku-
mentenmanagementsystems (als Übergangslösung zur bundesweit einsetzbaren 
eGPA) betrachtet. 
 
Auf operativer Ebene ist zusätzlich der Geschäftsbereich des Justizvollzugs bundes-
weit aktiv in die Projektarbeit einbezogen. In 2025 ist eine umfangreiche bundesweite 
Anforderungserhebung, an welcher sich insgesamt 55 Justizvollzugsanstalten in 13 
Bundesländern aktiv beteiligt haben, durchgeführt worden. In diesem Zusammenhang 
konnten die im Hamburger Projekt erhobenen Anforderungen unmittelbar in die Anfor-
derungserhebung des bundesweiten eGPA-Projekts einfließen. Auf Grundlage dieser 
länderübergreifend erhobenen Anforderungen, eines in 2025 entwickelten Prototyps 
sowie von Erkenntnissen aus den Entwicklungen in anderen Ländern (bspw. den im 
Hamburger Projekt konzipierten und Machbarkeitsstudien unterzogenen Modulen Ge-
fangenenanträge und Meldewesen) soll in einem iterativen, stufenweisen Vorgehen 
eine eGPA-Pilotversion mit weiteren Anwendungsfällen und Kernfunktionalitäten 
(bspw. im Bereich des Aufgaben-, Fristen- und Terminmanagements) entwickelt, zu 
einem Minimum Viable Product ausgebaut und anschließend zu einer Rollout-fähigen 
– in der Justizcloud betriebenen – Version (weiter-)entwickelt werden, die – nach Über-
führung in den Echtbetrieb – ihrerseits Bestandteil eines harmonisierten Anwendungs- 
und Prozessökosystems im Justizvollzug sein soll. 
 
Insbesondere der regelmäßige enge Austausch der Bundesländer soll sicherstellen, 
dass länderspezifische Lösungen – wie etwa die in Hamburg entwickelten Module – 
idealerweise in die angestrebte eGPA-Gesamtlösung integriert werden können, um 
Parallelentwicklungen zu vermeiden. Darüber hinaus beteiligen sich auch nach Ab-
schluss der bundesweiten Anforderungserhebung Praktikerinnen und Praktiker aus 
aktuell 14 Bundesländern über verschiedene Formate weiter an der von NRW gesteu-
erten Projektarbeit und begleiten so aktiv den iterativen Prozess über Konzeptionie-
rung und Entwicklung hin zur Einführung einer eGPA. 
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